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2. Änderung des Bebauungsplans  

„Gewerbegebiet Frasdorf- Daxa“ 
Im Verfahren der Innentwicklung nach § 13a BauGB 
 

Die Gemeinde Frasdorf erlässt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2, 3, 4, 8, 9, 13 und 13a 
des Baugesetzbuches (BauGB), des § 11 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), der Art. 5, 6, 7 und 81 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) und 
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) diese Bebauungsplanänderung 

 

in der Fassung vom ………………… 
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Gemeinde Frasdorf 
Hauptstraße 32 
83112 Frasdorf 
Tel. 08052 / 1796 – 0 

rathaus@frasdorf.de 

Entwurf 
Stand 16.06.2026 



Seite 2 von 24 Bebauungsplan Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa 

 Gemeinde Frasdorf 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

A Begründung 4 
A.1 Anlass der Planung 4 
A.2 Verfahrensart 4 
A.3 Innenentwicklung 4 
A.4 Verhältnis zum Ur-Bebauungsplan 5 
A.5 Lage und Größe des Planungsgebietes 5 
A.6 Planerische Vorgaben und rechtliche Ausgangslage 6 
A.7 Bestandsaufnahme und Bewertung 7 
A.7.1 Städtebau, Orts- und Landschaftsbild 7 
A.7.2 Erschließung und Infrastruktur 8 
A.7.3 Brandbekämpfung 8 
A.7.4 Boden 8 
A.7.5 Denkmalschutz 9 
A.7.6 Schutzgebiete und Schutzprogramme 9 
A.7.7 Wasser 9 
A.7.8 Immissionen und Emissionen 10 
 
B Planungsbericht - Ziele der Planung 11 
B.1 Ziele der Planung 11 
B.2 Bebauungsplankonzept 11 
B.2.1 Städtebauliches Konzept 11 
B.2.2 Art der baulichen Nutzung 11 
B.2.3 Maß der baulichen Nutzung 13 
B.2.4 Höhenentwicklung 14 
B.2.5 Überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen 15 
B.2.6 Abstandsflächen 16 
B.2.7 Nebenanlagen 16 
B.2.8 Dächer 17 
B.2.9 Solaranlagen und Photovoltaikanlagen 19 
B.2.10 Werbeanlagen 19 
B.3 Erschließung und Infrastruktur 20 
B.4 Versickerung und Entwässerung 20 
B.5 Artenschutzrechtliche Belange 21 
B.6 Alle übrigen Festsetzungen des Ur-Bebauungsplans 22 
B.7 Klimaschutz 22 
B.8 Wesentliche Auswirkungen der Planung 22 
B.9 Flächenbilanz 22 
B.10 Umweltbericht 22 
B.11 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 23 
B.12 Artenschutzrechtliche Belange 23 
 
C Ausfertigung 24 
 

 

  



Bebauungsplan Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa Seite 3 von 24 

Gemeinde Frasdorf  

Bauleitplanung      

WÜSTINGER RICKERT     
Architekten und Stadtplaner PartGmbB    

Nußbaumstr. 3        
83112 Frasdorf       
Tel: 08052-9568070      
info@wuestinger-rickert.de     

Projektnummer 1529   
 



Seite 4 von 24 Bebauungsplan Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa 

Bebauungsplan Gemeinde Frasdorf 

A Begründung 

A.1 Anlass der Planung 
Anlass der Planung ist die beabsichtigte Ansiedlung eines Motorradhändlers in einem 
bestehenden gewerblich genutzten Gebäude. Um die vorgesehene Nutzung am Standort 
aufnehmen und die hierfür erforderlichen betrieblichen Abläufe angemessen abbilden zu 
können, soll das Bestandsgebäude erweitert werden. Hierfür ist eine Anpassung des bestehenden 
planungsrechtlichen Rahmens erforderlich. 

Im hier gegenständlichen Geltungsbereich besteht bereits heute durch den rechtskräftigen 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa“ und dessen Änderungen Baurecht.  

Die Änderung des Bebauungsplans dient der städtebaulich geordneten Nachverdichtung und 
Weiterentwicklung eines bestehenden Gewerbestandortes. Dadurch wird die Erweiterung des 
bestehenden Gebäudes ermöglicht, ohne die Art der baulichen Nutzung oder die städtebauliche 
Grundstruktur des Gebiets wesentlich zu verändern.  

Ein entsprechender Änderungsbeschluss wurde am …………………. durch den Gemeinderat Frasdorf 
gefasst. Die Änderung soll im Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB erfolgen.  

A.2 Verfahrensart 
Bei der Änderung handelt es sich um eine andere Maßnahme der Innenentwicklung im Sinne des 
§ 13a Abs. 1 BauGB. Durch die Änderung kommt es zu einer moderaten Anpassung der 
Bebauungsmöglichkeiten in einem bereits überplanten und bebauten Siedlungsbereich. 

Auch die übrigen Bedingungen für die Änderung im Rahmen eines Bebauungsplans der 
Innenentwicklung nach § 13a BauGB sind erfüllt. Die in der Bebauungsplanänderung festgesetzte 
Grundfläche liegt weit unter den nach § 13a Abs.1 Nr.1 BauGB maximal zulässigen 20.000 m². Der 
gesamte Änderungsbereich umfasst lediglich ca. 1.080 m². 

Durch die Festsetzungen im Rahmen der Änderung des Bebauungsplans wird keine Zulässigkeit 
von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Es 
werden keine Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB (Natura 2000 Gebiet) beeinträchtigt.  

§50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu schweren Unfällen wird durch die 
Bebauungsplanänderung nicht einschlägig. Dem folgend wird entsprechend § 13a Abs. 4 BauGB 
die hier gegenständliche Bebauungsplanänderung im beschleunigten Verfahren als 
Bebauungsplan der Innentwicklung nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. 

A.3 Innenentwicklung 
Gemäß § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB hat die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen 
der Innenentwicklung zu erfolgen. Dies ist ebenfalls in den Grundsätzen des 
Landesentwicklungsprogramms (1.1.3 G) und des RP 18 (B II 1 G) verankert. 

Bei der hier gegenständlichen Planung handelt es sich, wie unter A.2 beschrieben, um eine 
Bebauungsplanänderung im Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB. Somit ist auch 
den Anforderungen des § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB Genüge getan. 

Nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB ist auch die Umwandlung von Flächen für die Landwirtschaft oder 
Wald zu begründen. Im Rahmen der hier gegenständlichen Änderung sind ausschließlich bereits 
als Gewerbegebiet überplante Flächen betroffen. 
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A.4 Verhältnis zum Ur-Bebauungsplan 
Im Rahmen ihres räumlichen Geltungsbereichs und im Hinblick auf die Planzeichnung sowie die 
geänderten Festsetzungen verdrängt die hier gegenständliche Änderung den ursprünglichen 
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Frasdorf- Daxa“ inkl. aller seiner vorangegangenen Änderungen. 
Im Übrigen bleiben die Festsetzungen des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Frasdorf- Daxa " inkl. 
seiner Änderung unberührt. 

Geändert werden insbesondere die Festsetzungen durch Text 1, 2, 3.10 und 4 sowie sämtliche 
Festsetzungen durch Zeichnung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa“. Die nicht 
geänderten Festsetzungen als auch die nicht geänderten Teile der Planzeichnung (außerhalb des 
Geltungsbereichs der hier gegenständlichen Änderung) gelten unverändert weiter. 

Sollte die Änderung aufgehoben werden oder anderweitig ihre Gültigkeit verlieren, gelten die 
bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa“. 

A.5 Lage und Größe des Planungsgebietes 
Das Planungsgebiet liegt im westlichen Bereich der Gemeinde Frasdorf, ca. 3,0 km westlich des 
Ortskerns, im Ortsteil Daxa. Nördlich des Planungsgebiets verläuft die Bundesautobahn A8 
Salzburg-München, südlich die Kreisstraße RO 5 Rosenheimer Straße. Im Osten, Süden und 
Westen schließen überwiegend weitere gewerblich genutzte bzw. gewerblich geprägte Flächen 
sowie die zugehörigen Erschließungsflächen an. 

Das Planungsgebiet umfasst die FlSt.-Nr. 1482/5 und Teilflächen der FlSt.-Nr. 1482/6 und 1483. 
Die Gesamtfläche des Planungsgebiets beträgt ca. 1.080 m2. 

 
  Abbildung 1: Lage des Planungsgebiets (rot) 
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A.6 Planerische Vorgaben und rechtliche Ausgangslage 

Flächennutzungsplan 

 

 
  Abbildung 2: Ausschnitt Flächennutzungsplan – Bereich Daxa, Geltungsbereich (rot) 

Der hier gegenständliche Änderungsbereich ist im derzeit gültigen Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Frasdorf als „Gewerbegebiet“ dargestellt. Im Rahmen der Änderung sind auch 
weiterhin Gewerbegebietsflächen festgesetzt. Eine Änderung oder Anpassung des FNP ist nicht 
erforderlich. 

Bestehendes Baurecht 

 
  Abbildung 3: Ausschnitt Bebauungsplan „Frasdorf Gewerbegebiet-Daxa“, Geltungsbereich (rot) 
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Der Änderungsbereich liegt am südöstlichen Rand des Ur-Bebauungsplans „Frasdorf 
Gewerbegebiet-Daxa“ aus dem Jahr 2005. Im wirksamen Bebauungsplan ist der 
Änderungsbereich überwiegend als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Am östlichen Rand des 
Änderungsbereichs ist ein schmaler Streifen als Grünfläche dargestellt. Dieser dient insbesondere 
der randlichen Eingrünung des Gewerbegebiets. 

Für die gewerblich nutzbaren Flächen ist eine offene Bauweise festgesetzt. Das Maß der baulichen 
Nutzung wird durch eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,35 sowie eine Geschossflächenzahl (GFZ) 
von 0,8 bestimmt. Zulässig sind bis zu drei Vollgeschosse. 

Die zulässige Höhenentwicklung wird innerhalb des Änderungsbereichs differenziert festgesetzt. 
Durch eine entsprechende Abgrenzungslinie wird der Bereich in unterschiedliche Höhenzonen 
unterteilt. Im zentralen Bereich des Änderungsumgriffs ist eine maximale Gebäudehöhe von 
10,0 m über Oberkante natürlichem Gelände zulässig. Im weiter östlich gelegenen Teilbereich ist 
die zulässige Gebäudehöhe demgegenüber auf 8,0 m über Oberkante natürlichem Gelände 
reduziert. 

Es ist ein großer, über mittlerweile mehrere Flurstücke geltender Bauraum dargestellt. Im 
südlichen Bereich wird dieser durch die Bauverbotszone zur Kreisstr. RO5 begrenzt.  

Gemeindliche Satzungen 

Für den Bebauungsplan sind besonders folgende gemeindliche Satzungen in der jeweils aktuell 
gültigen Fassung relevant: 

 Stellplatzsatzung der Gemeinde Frasdorf vom 01.10.2025 

A.7 Bestandsaufnahme und Bewertung 

A.7.1 Städtebau, Orts- und Landschaftsbild 

Topographie 

Das Planungsgebiet fällt von Osten nach Westen von ca. 543 m ü. NN auf ca. 541 m ü. NN um ca. 
2 m ab. Von Norden nach Süden ist das Grundstück weitestgehend eben, in Richtung Kreisstraße 
befindet sich ein kleiner Graben. 

Planungsgebiet 

Das Planungsgebiet liegt im bestehenden Gewerbegebiet Daxa im südöstlichen Gemeindegebiet 
von Frasdorf. Der Standort befindet sich in einem bereits gewerblich geprägten Siedlungsbereich. 
Das Umfeld ist überwiegend durch Gewerbebetriebe, Betriebsgebäude, Lager- und Hofflächen 
sowie die zugehörigen Erschließungsflächen geprägt.  

Umgebung 

Der Planungsbereich ist im Grunde sämtlich von weiteren Gewerblichen Nutzungen umgeben. 
Nördlich und westlich schließen weitere gewerblich genutzte Gebäude innerhalb desselben 
Bebauungsplans an. Diese sind überwiegend als ein- bis zweigeschossige Gebäude mit 
Satteldächern ausgebildet und prägen den baulichen Charakter des Umfelds. 

Weiter nördlich wird das Gewerbegebiet durch die Bundesautobahn A 8 begrenzt. Südlich des 
Planungsbereichs verläuft die Kreisstraße RO 5. Jenseits dieser Straße befinden sich ein Sägewerk 
sowie zugehörige großflächige Holzlagerflächen. Östlich grenzt unmittelbar der Bebauungsplan 
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„Daxa GE-Ost“ an den Geltungsbereich an. Auch dort befinden sich weitere gewerbliche 
Nutzungen, überwiegend mit Satteldachgebäuden. Weiter östlich schließen Lagerhallen an. 

A.7.2 Erschließung und Infrastruktur 

Verkehrliche Erschließung 

Das Planungsgebiet ist über die südlich gelegene Kreisstraße RO 5 Rosenheimer Straße sowie die 
nördlich verlaufende Bundesautobahn A8 Salzburg-München (nächstgelegene Auffahrt in ca. 2,2 
km westlicher Richtung) sehr gut an das örtliche und überörtliche Straßennetz angebunden. 

ÖPNV 

Im südlichen Bereich des Gebiets, auf der Rosenheimer Straße (RO 5), befindet sich eine 
Bushaltestelle der Linie 9494. Die Bushaltestelle bindet das Planungsgebiet nach Osten an das 
Ortszentrum von Frasdorf und nach Westen an die Gemeinde Rohrdorf und im Weiteren nach 
Rosenheim an.  

Sonstige Infrastruktur 

Der Änderungsbereich ist bereits vollumfänglich bebaut. Dem entsprechend ist der Bereich 
bereits mit den entsprechenden Medien (Wasser, Abwasser, Strom etc.) erschlossen.  

A.7.3 Brandbekämpfung 

Das Planungsgebiet liegt in keinem Punkt weiter als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche der 
Kreisstraße entfernt. In liegt ein Hydrantennetz vor. Somit kann eine entsprechende 
Löschwasserversorgung grundsätzlich über das vorhandene Leitungsnetz sichergestellt werden. 
Zudem wurde im Zuge der Planung des benachbarten Bebauungsplans „Daxa GE-Ost“ ein 
Löschwasserbehälter errichtet. 

Auf Ebene der Bauleitplanung ist somit den Anforderungen des Brandschutzes Genüge getan. Der 
konkrete Brandschutznachweis ist auf Ebene der Baugenehmigung zu führen.  

A.7.4 Boden 

Laut Übersichtsbodenkarte Bayern 1:25.000 sind im Planungsgebiet überwiegend Gleye, 
kalkhaltige Gleye und andere grundwasserbeeinflusste Böden mit weitem Bodenartenspektrum 
(Talsediment), verbreitet skelettführend; im Untergrund carbonathaltig, vorhanden. Der Bereich 
ist jedoch durch die heutige gewerbliche Nutzung nahezu vollumfänglich anthropogen überformt. 

Nach den Angaben der Ingenieurgeologischen Karte (1:25.000) des Bayrischen Landesamt für 
Umwelt (Stand Mai 2026) ist der Standort durch wechselhafte Boden- und Baugrundverhältnisse 
geprägt. Im Untergrund sind bindige und nichtbindige Lockergesteine in kleinräumig wechselnder 
Ausbildung zu erwarten. Die Böden können wasser-, frost- und setzungsempfindlich sein; die 
Tragfähigkeit wird als wechselhaft, überwiegend mittel bis teils hoch eingeschätzt. Bodenkundlich 
handelt es sich um grundwasserbeeinflusste Böden aus Talsedimenten, wobei örtlich geringe 
Grundwasserflurabstände auftreten können. Hinweise auf Geogefahren liegen im näheren 
Umfeld nicht vor.  

Aufgrund der nur überschlägigen Aussagekraft der Übersichtskarten sind die konkreten 
Baugrund- und Grundwasserverhältnisse im Zuge der weiteren Planung bzw. des Bauvollzugs 
durch geeignete Baugrunduntersuchungen zu überprüfen. Aufgrund der bestehenden Bebauung 
ist jedoch von einer Bebaubarkeit auszugehen. 
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Altlasten 

Im Änderungsbereich sind aktuell keine Altlasten bekannt.  

Im Rahmen der bisherigen (und zukünftigen) Nutzung als Gewerbegebiet können Altlasten jedoch 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Insbesondere können im Rahmen der 
Baugrubenverfüllungen der Bestandsgebäude ggf. verunreinigte Böden auftreten. Diese sind 
jedoch voraussichtlich nur abfallrechtlich relevant.  

A.7.5 Denkmalschutz 

Nach Denkmalliste des Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege (Stand Mai 2026) sind 
innerhalb des Geltungsbereichs sowie in dessen näheren Umgebung keine Bau- oder 
Bodendenkmäler verzeichnet. 

A.7.6 Schutzgebiete und Schutzprogramme 

Biotopflächen und Schutzgebiete 

Im Planungsgebiet selbst sind keine kartierten Biotope, Natur- oder Landschaftsschutzgebiete 
oder Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete, Natura 2000 Gebiete etc.) 
vorhanden.  

In ca. 60 m Entfernung befindet sich das kartierte Biotop mit der Biotophauptnummer 8239-0005, 
die Rohrdorfer Achen von Thal bis Rohrdorf mit Seitenbächen. (Gewässer-Begleitgehölze, linear 
(52 %)). 

Ca. 260 m östlich, nahe der Autobahn, befindet sich das Biotop mit der Biotophauptnummer 
8239-1026: Landröhricht nordöstlich von Daxa. Aufgrund der Bebauung dazwischen und der 
Entfernung ist mit keinen Wechselwirkungen zu rechnen. 

Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) 

Der Planungsbereich liegt in keinem durch das ABSP als besonders zu schützen definierten 
Bereich. Die allgemeinen übergeordneten Ziele und Maßnahmen gelten dennoch unverändert 
weiter. 

A.7.7 Wasser 

Oberflächengewässer und Hochwassergefahren 

Innerhalb des Planungsgebiets sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Das Planungsgebiet 
liegt nach Kartenmaterial des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (Stand Mai 2026) weder in 
einem festgesetzten oder vorläufig gesichertem Überschwemmungsgebiet HQ100 noch innerhalb 
einer Hochwassergefahrenfläche HQextrem. Jedoch befindet sich das Planungsgebiet, in einem 
gekennzeichneten wassersensiblen Bereich.  

Es ist somit nicht von akuten Hochwassergefahren auszugehen. Dennoch können lokale 
Überschwemmungen im Rahmen von Starkregenereignissen nicht ausgeschlossen werden. 

Starkregenereignisse 

Durch die Klimaänderung werden Starkregenereignisse (Gewitter, Hagel etc.) auch in Zukunft 
besonders heftig auftreten und an Häufigkeit und Intensität weiter zunehmen. Dabei können 
Straßen und Privatgrundstücke flächig überflutet werden. Auch im Planungsgebiet können lokale 
kurzzeitige Überschwemmungen nicht ausgeschlossen werden. 
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Gemäß dem Kartendienst „Oberflächenabfluss und Sturzflut“ im Umweltatlas des Bayerischen 
Landesamtes für Umwelt (Stand Mai 2026) befindet sich innerhalb des Planungsumgriffs ein 
kleiner Teilbereich, welcher als potentieller Aufstaubereich gekennzeichnet ist. Dabei handelt es 
sich jedoch um einen Retentionsbereich. Des Weiteren ist entlang des Geltungsbereiches und der 
Kreisstraße ein potentieller Fließweg bei Starkregen mit der Kategorie „starker Abfluss“ 
verzeichnet. Dabei handelt es sich um einen Fließweg der gezielt über einen Leitwall abgeleitet 
wird. Durch die leicht abfallende Topografie Richtung Westen ist mit keiner langanhaltenden 
Überschwemmung zu rechnen. 

 

  
Abbildung 4: Ausschnitt Umwelt-Atlas mit Karteninhalt „Oberflächenabfluss und Sturzflut“ Darstellung „starker Ab-
flussbereich“ (rot), „geringer Abflussbereich“ (gelb), Geländesenken und Aufstaubereiche (lila), im Planungsumgriff 
(blau) – ohne Maßstab 

A.7.8 Immissionen und Emissionen  

Der Änderungsbereich ist im Süden, Westen und Norden von Gewerbegebietsflächen 
umschlossen. Hier ist somit mit entsprechenden Anlagenlärmimmissionen zu rechnen. Im Süden 
wird der Änderungsbereich durch die Kreisstraße RO 5 begrenzt. Von dieser ist mit 
Verkehrslärmemissionen zu rechnen. Da im Rahmen der hier gegenständlichen Änderung des 
Bebauungsplans die Art der Nutzung unverändert bleibt ist auch mit keinen Änderungen im 
Hinblick auf notwendige Maßnahmen bezüglich des Immissionsschutzes zu rechnen. Auch 
mögliche Emissionen bleiben unverändert und müssen somit im Rahmen der Änderung nicht 
weiter eingeschränkt werden.   
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B Planungsbericht - Ziele der Planung 

B.1 Ziel der Planung 

Städtebauliche und ortsplanerische Ziele 

 Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung eines bestehenden 
gewerblich genutzten Gebäudes 

B.2 Bebauungsplankonzept 

B.2.1 Städtebauliches Konzept 

Ziel der vorliegenden Bebauungsplanänderung ist die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Erweiterung des bestehenden Hauptgebäudes. Hierzu wird der 
festgesetzte Bauraum in südlicher und östlicher Richtung angepasst und erweitert. 

Im Zuge dessen wird die entlang der südlichen Grundstücksgrenze bestehende 
Anbauverbotszone von bisher 15 m auf künftig ca. 10 reduziert, um die geplante Erweiterung zu 
ermöglichen.  

Die zulässige Höhenentwicklung orientiert sich am vorhandenen Gebäudebestand. Zur Wahrung 
der ortstypischen Bautradition wird für das Hauptgebäude ein Satteldach festgesetzt. 
Abweichende Dachformen sind unter Berücksichtigung ihrer Höhe sowie der daraus 
resultierenden städtebaulichen Wirkung differenziert geregelt. 

B.2.2 Art der baulichen Nutzung 

Festsetzung bisher 

 Gewerbegebiet (GE) entspr. §8 BauNVO 

 Zulässig nach § 8 Abs. 1 BauNVO sind Nutzungen entsprechend § 8 Abs. 2, Satz 1 bis 4 BauNVO, 
mit folgender Einschränkung: 

Nur ausnahmsweise zulässig sind Anlagen für Betriebe des Logistik-, Speditions- und 
Frachtführerwesens sowie alle nach der 4. Verordnung zur Durchführung des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) genehmigungsbedürftige Anlagen, 
insbesondere Anlagen für Recyclingbetriebe und abwasserintensive Betriebe 

 ausnahmsweise Wohnungen nach § 8 Abs. 3, Satz 1 zulässig 

 Ausnahmen nach § 8 Abs. 3, Satz 2 und 3 sind nicht zulässig 

Festsetzung Änderung 

 Weiterhin Gewerbegebiet (GE) entspr. §8 BauNVO 

 Im Baugebiet sind folgende Arten der baulichen Nutzung zulässig: Gewerbebetriebe aller Art, 
Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO) und Geschäfts-, 
Büro- und Verwaltungsgebäude, (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO) 

Abweichend, kann je Gewerbebetrieb eine Wohneinheit für Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonen oder für Betriebsinhaber oder Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb 
zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Geschossfläche untergeordnet ist und den 
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Nachweis führt, dass gesunden Wohn- und Lebensverhältnisse sichergestellt sind, 
ausnahmsweise zugelassen werden. Davon ausgenommen sind Logistikbetriebe.  

 Die nach § 8 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen Nr. 3 (Tankstellen) und Nr. 4 (Anlagen für 
sportliche Zwecke) sowie die nach § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
Nr. 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke) und Nr. 3 
(Vergnügungsstätten) sind unzulässig 

 Einzelhandelsbetriebe sind generell ausgeschlossen 

Abweichend, können Einzelhandelsbetriebe ausnahmsweise zugelassen werden soweit sie in 
unmittelbarem räumlichem und betrieblichem Zusammenhang mit dem dort ansässigen 
Gewerbebetrieb stehen und ein diesem deutlich untergeordneten Flächenbedarf haben oder 
der Nahversorgung der im Gewerbegebiet Beschäftigten mit Gütern des täglichen Bedarfs 
dienen 

Begründung  

Die Baufläche des Änderungsbereiches wird weiterhin als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO 
festgesetzt. Dies entspricht den ursprünglichen Festsetzungen des Ur-Bebauungsplans sowie der 
heute im Gebiet vorhandenen Nutzungsstruktur. Somit ergibt sich hinsichtlich der Art der 
Nutzung insgesamt keine Änderung. 

Nach § 8 Abs. 2 BauNVO sind Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze, öffentliche 
Betriebe sowie Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig. Ausgenommen hiervon 
werden Betriebe des Logistik-, Speditions-, Transport- und Frachtführerwesens. Zwar ist das 
Planungsgebiet gut an den übergeordneten Verkehr angeschlossen, jedoch ist bei 
Logistikbetrieben mit einem stark erhöhten Verkehrsaufkommen im Bereich des 
Schwerlastverkehrs zu rechnen. Hierfür ist die Leistungsfähigkeit der Kreisstraße RO 5 sowie die 
Angemessenheit der Belastung für die Anwohner, insbesondere im Hinblick auf die 
Ortsdurchfahrt durch den Ortsteil Achenmühle der Gemeinde Rohrdorf, zu bedenken. 

Ferner sind, abweichend von § 8 BauNVO, die gem. § 8 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen Nr. 
3 (Tankstellen) und Nr. 4 (Anlagen für sportliche Zwecke) sowie die nach § 8 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Nr. 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke) und Nr. 3 (Vergnügungsstätten) innerhalb des Planungsgebiets nicht 
zulässig, um gewerblichen Betrieben und Handwerksbetrieben ausreichend 
Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten und den Gebietscharakter, auch unter Einbezug der 
umliegenden Nutzungen, zu wahren. 

Aufgrund der bestehenden Geräuschbelastung ist das Planungsgebiet nur sehr eingeschränkt für 
Wohnen geeignet. Wohnen ist gem. § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO beschränkt auf Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen, Betriebsinhaber und Betriebsleiter und kann nur 
ausnahmsweise zugelassen werden. Die Zulässigkeit richtet sich dabei im Wesentlichen auf die 
Vereinbarkeit des erforderlichen Schallschutzes der schutzbedürftigen Aufenthaltsräume von 
Wohnungen mit den betrieblichen Anforderungen der gewerblichen Nutzungen. Ferner ist ein 
ausreichender Schallschutz der Aufenthaltsräume vor den bestehenden 
Verkehrslärmimmissionen nachzuweisen. Um sicherzustellen, dass diese Wohnnutzung bei 
weitem untergeordnet bleibt, kann je Gewerbebetrieb nur eine Wohneinheit zugelassen werden. 
Darüber hinaus muss die Wohnnutzung dem Gewerbebetrieb direkt zugeordnet und ihm in 
Hinblick auf Grundfläche und Geschossfläche untergeordnet sein. Die Wohnnutzung ist dabei 
zwar an den o.g. Personenkreis gebunden, jedoch nicht allein auf diesen beschränkt. So ist es 
zulässig, dass beispielsweise in der Betriebsleiterwohnung neben dem Betriebsleiter selbst auch 
dessen Familie wohnt. 
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Die Zulässigkeit des Einzelhandels ist zum Schutz der bestehenden Geschäfte und die 
wohnortnahe Weiterentwicklung der Einzelhandelsnutzungen am Hauptort eingeschränkt. 
Unzulässige Einzelhandelsagglomerationen sollen so auch ausgeschlossen werden. 
Einzelhandelsbetriebe sind somit generell ausgeschlossen. Um jedoch in kleinem Maße auch ein 
direkt dem Gewerbe zugeordneten Verkauf zu ermöglichen und so die Vernetzung der 
Gewerbebetriebe mit dem Ort zu fördern, sollen ausnahmsweise Einzelhandelsbetriebe in 
unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit den ansässigen 
Gewerbebetrieben zugelassen werden. Der Flächenbedarf der Einzelhandelsflächen muss dem 
eigentlichen Gewerbe deutlich untergeordnet sein. Um eine angemessene Versorgung der 
Beschäftigten im Gewerbegebiet sicherzustellen, sind darüber hinaus ausnahmsweise 
Einzelhandelsbetriebe zulässig, die der Versorgung der im Gewerbegebiet Beschäftigten mit 
Gütern des täglichen Bedarfs dienen. 

B.2.3 Maß der baulichen Nutzung 

Festsetzung bisher 

 Maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) 0,35 

 Maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) 0,8 

Die maximal zulässige Grundfläche i.S. des § 19 Abs.4 BauNVO für das jeweilige Grundstück, wird 
mit einer Grundflächenzahl von höchstens 0,8, festgesetzt. Dies gilt für:  

-Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, sowie Zuwege 
-Nebenanlagen i.S. § 14 BauNVO, wie Terrassen, Lichtschächte, Garten-, Geräte- und 
Gewächshäuschen, Gartenlauben, Pergolen, Brennholzlager, Kleintierställe, etc. 
-bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, wie Kontrollschächte, Tankanlagen, Unterkellerungen von Hof- und 
Gartenflächen, etc. 

Festsetzung Änderung 

 Maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,40 

 Überschreitung der maximal zulässigen Grundflächenzahl durch Anlagen gem. 
§ 19 Abs.  4 BauNVO (Nebenanlagen, Garagen mit ihren Zufahrten und Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche) um maximal 0,4 

Begründung 

Zulässige Grundflächenzahl 

Im Rahmen des Ur-Bebauungsplans ist für das gegenständliche Baugrundstück eine maximal 
zulässige Grundflächenzahl „GRZ“ von 0,35 festgesetzt. Eine Geschossfläche ist mit 0,8 
festgesetzt. 

Da im Rahmen der Änderung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung des 
bestehenden Gebäudes geschaffen werden, ist eine Anpassung der zulässigen Grundfläche 
erforderlich. Somit wird für das Baugrundstück eine neue maximal zulässige Grundflächenzahl 
„GRZ“ von 0,40 festgesetzt.  

Damit verbleibt sie deutlich unter dem gem. § 17 Abs. 1 BauNVO zulässigen Nutzungsmaß bei 
Gewerbegebieten von 0,8. Somit fügt sich die Bebauung weiterhin in den ländlichen Raum 
angemessen ein. 
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Auf die zusätzliche Festsetzung einer Geschossfläche oder Geschossflächenzahl wird verzichtet, 
da die städtebauliche Anmutung des Gebäudes und somit das Ortsbild, durch die Festsetzungen 
der Baugrenze, der maximal zulässigen Grundflächenzahl und der maximalen Höhenentwicklung 
ausreichend präzise geregelt ist. 

Zulässige Überschreitungen der Grundfläche 

Die gem. § 3 Abs. 1 der textlichen Festsetzungen höchstzulässige Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 
2 BauNVO darf für Anlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO um maximal 0,4 überschritten werden. Die 
Überschreitungsmöglichkeit von 0,4 ermöglicht einerseits einen ausreichenden Spielraum zur 
Situierung von Nebenanlagen sowie Stellplätze, Garagen, Lager- und Ausstellungsflächen und 
stellt andererseits einen ausreichenden Anteil an unversiegelten Grundstücksteilen sicher. 

Die Über- und Unterbaubarkeit des Grundstücks beträgt damit in Summe 0,8, also 80 % der 
Fläche, bezogen auf das Nettobauland. 

Mit dieser Regelung ist, auch vor dem Hintergrund in Gewerbegebieten notwendiger, größerer 
Rangierflächen und einem zu erwartendem, erhöhten Kfz-Aufkommen im ländlichen Raum, 
genügend Fläche für Stellplätze, Garagen und Zufahrten etc. vorhanden. Somit ist der 
Regelungsintention des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO bereits genüge getan und eine zusätzliche 
Überschreitung von 50 % der Grundfläche ist nicht zulässig. 

B.2.4 Höhenentwicklung 

Festsetzung bisher 

 Max. zulässige Höhe 8m ab OK K-str. Ro5 

 Max. zulässige Höhe 10m ab OK nat. Gelände 

 Definition der verschiedenen Bereiche durch eine Höhenabgrenzungslinie 

Festsetzung Änderung 

 Festsetzung einer maximal zulässigen absoluten Oberkante der Wandhöhe in Metern über 
Normalhöhennull im DHHN2016 - OKWH 

 Definition der verschiedenen Bereiche durch eine Höhenabgrenzungslinie 

 Festsetzung eines maximal zulässigen obersten Gebäudepunkt 

Begründung 

Im Ursprungsbebauungsplan wurde die Höhenentwicklung der Gebäude durch die Festsetzung 
maximal zulässiger Gebäudehöhen geregelt. Für einen Teilbereich des Bauraums war eine 
maximale Gebäudehöhe von 8,0 m festgesetzt, wobei als Bezugspunkt die Oberkante der 
Kreisstraße RO 5 herangezogen wurde. Für die weiter zentral gelegenen Bereiche wurde eine 
maximale Gebäudehöhe von 10,0 m festgesetzt. Maßgeblicher Bezugspunkt war hier die 
Oberkante des natürlichen Geländes. 

Zudem wurde eine Anzahl der Vollgeschosse (3) festgesetzt. 

Die maximal zulässige Höhenentwicklung wird im Rahmen der gegenständlichen Änderung durch 
die Festsetzung einer maximal zulässigen Oberkante der Wandhöhe (OKWH) in Metern über 
Normalhöhennull (m ü. NHN) im DHHN 2016 (Deutsches Haupthöhennetz) geregelt.  

Die im Ursprungsbebauungsplan festgesetzte Höhenstaffelung wird beibehalten, da sie eine 
angemessene Gliederung der Baukörper innerhalb des Bauraums gewährleistet und möglichen 
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nachteiligen städtebaulichen Auswirkungen entgegenwirkt. Somit ist im zentralen Bereich eine 
Wandhöhe von 552,0m ü NHN festgesetzt und im restlichen Bereich eine Wandhöhe von 550,5 
m ü. NHN. Die maximale Oberkante der Wandhöhe ist bei geneigten Dächern der gedachte 
Schnittpunkt der Oberkante der Dachhaut mit der Ebene der Außenkante der Außenwand an der 
Traufseite des Daches. Bei Flachdächern ist dies die Oberkante des oberen Abschlusses der Attika. 

Die Oberkante der Wandhöhe als absolutes Maß, definiert die städtebauliche Wirkung der 
Gebäude hinsichtlich der Höhenentwicklung exakt und entspricht den aktuellen Anforderungen 
aus der Rechtsprechung sowie ist diese nach § 18 BauNVO auch ausreichend bestimmt.  

Die Höhenentwicklung ist so festgesetzt, dass eine Wandhöhe im niedrigeren Bereich von ca. 
8,0 m und im höheren Bereich von 10m möglich ist. Diese Wandhöhe stellt im Wesentlichen die 
ursprünglichen Wandhöhen des Ur-Bebauungsplans dar. Somit wird weiterhin eine zu hohe 
Bebauung gegenüber der Nachbarschaft und der Lage an der Kreisstraße vermieden. Die 
Höhenentwicklung wird zusätzlich über einen obersten Gebäudepunkt (OGP) in Metern über 
Normalnull festgesetzt. Diese liegt im zentralen Bereich bei 555,5m ü. NHN und im restlichen 
Bereich bei 553,5m ü NHN. 

Der maximal zulässige, oberste Gebäudepunkt ist der absolut höchste Punkt über Normalnull 
eines jeden Gebäudes. Dächer einschließlich aller Dachaufbauten und technischen Anlagen auf 
den Dächern dürfen diesen Höhenpunkt nicht überschreiten. Damit wird vermieden, dass 
Aufbauten, die keine Wandhöhe im eigentlichen Sinne haben, zu weit über das Gebäude 
hinausragen. So wird eine ansprechende und angemessene Dachlandschaft unterstützt. Dieser 
absolut höchste Punkt des Gebäudes resultiert aus der maximal zulässigen Wandhöhe zuzüglich 
eines Wertes, der sich unter Berücksichtigung der zulässigen Dachneigung und angebrachten, 
ortsüblichen Gebäudegrößen, für die Dachhöhe ergibt. 

Auf eine Festsetzung der zulässigen Vollgeschosse wird verzichtet, da die städtebauliche 
Wirksamkeit des Gebäudes unabhängig von der Anzahl der Vollgeschosse und deren Höhe über 
die Oberkante der Wandhöhe und die maximal zulässige Dachneigung klar definiert ist. 

B.2.5 Überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen 

Festsetzung bisher 

 Baugrenze (zeichnerische Festsetzung) mit einer Größe von ca. 560m2 

 Überschreitungen der Baugrenzen, i.S. Art. 6 (3) BayBO, durch vor die Außenwände 
untergeordnete vortretende Bauteile 

Festsetzung Änderung 

 Baugrenze (zeichnerische Festsetzung) mit einer Größe von ca. 800m2 

Begründung 

Die Baugrenze wird im Rahmen der gegenständlichen 2. Änderung des Bebauungsplans neu 
festgesetzt. Dabei umfasst die neu definierte Baugrenze sowohl den bestehenden 
Gebäudebestand als auch die geplante bauliche Erweiterung in südlicher Richtung. Im Zuge der 
Änderung ragt die neue Baugrenze teilweise in die bisherige Anbauverbotszone von 15 m hinein. 
Daher wird diese im Rahmen der Änderung bis zu ca. 10 m reduziert. 

 Die Reduzierung der Anbauverbotszone wurde im Vorfeld mit dem zuständigen Straßenbauamt 
abgestimmt. Seitens des Straßenbauamtes wurde eine entsprechende Verringerung des 
Abstandes grundsätzlich in Aussicht gestellt.  
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Trotz dieser Anpassung bleibt aufgrund der auf dem angrenzenden Flurstück Nr. 1482/6 
vorhandenen Grünfläche ein ausreichender Abstand zur angrenzenden Straßenverkehrsfläche 
gewährleistet. Negative Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit oder das Straßenbild sind daher 
nicht zu erwarten. Ebenso werden weiterhin die Sichtdreiecke aus dem angrenzenden 
Bebauungsplan „Daxa GE-Ost“ freigehalten. 

In östlicher Richtung erfolgt lediglich eine geringfügige Erweiterung des Bauraums. Aufgrund des 
geringen Umfangs der Anpassung sowie der bestehenden Grundstücks- und Bebauungssituation 
sind nachteilige Auswirkungen auf benachbarte Grundstücke nicht zu erwarten. 

Der festgesetzte Bauraum wurde insgesamt etwas großzügiger bemessen als die zulässige 
Grundfläche. Dadurch wird eine angemessene Flexibilität bei der Ausarbeitung der konkreten 
architektonischen Lösung ermöglicht, ohne die städtebaulichen Zielsetzungen des 
Bebauungsplans zu beeinträchtigen. 

Der Bauraum wird ausschließlich für das Hauptgebäude gefasst und eine separate Fläche für 
Nebenanlagen und Garagen (siehe Kapitel B.2.7 „Nebenanlagen“) festgesetzt. Durch diese 
differenzierte Regelung wird eine klare räumliche Gliederung der baulichen Anlagen erreicht. 
Gleichzeitig werden ausreichende Flächen für eine bestimmungsgemäße Nutzung des 
Baugrundstücks sichergestellt und möglichst zusammenhängende Freiflächen erhalten. 

Mangels entsprechender Ermächtigungsgrundlage im Baugesetzbuch (BauGB) sind keine 
Überschreitungsmöglichkeiten der Baugrenzen im Bebauungsplan festgesetzt. Entsprechend 
§ 23 Abs. 3 BauNVO kann jedoch eine Überschreitung der Baugrenzen in geringfügigem Maß 
zugelassen werden. Gebäudeteile sind in der Regel als untergeordnet zu betrachten, wenn sie die 
Vorgaben des Art. 6 Abs. 6 Nr. 2 BayBO einhalten. Hierbei bedarf es jedoch jeweils einer 
Betrachtung der Überschreitungen im Einzelfall. Dies ist im Rahmen des Bauvollzuges durch die 
zuständige Bauaufsichtsbehörde zu bewerten. 

B.2.6 Abstandsflächen 

Um gesunde Arbeitsverhältnisse zu gewährleisten und den Abstandsanforderungen des 
vorbeugenden Brandschutzes gerecht zu werden, finden unabhängig von den sonstigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes, die Regelungen des Art. 6 BayBO zu Abstandsflächen 
unverändert Anwendung.  

Auch unter Einhaltung der Regelungen des Art. 6 BayBO ist an jeder Stelle des festgesetzten 
Bauraumes (wenn auch nicht an allen Stellen gleichzeitig) aufgrund der in Art. 6 BayBO gewährten 
Ausnahmen (z.B. Art. 6 Abs. 6) eine Ausnutzung der maximalen Wandhöhe möglich. 

Von den Möglichkeiten des Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO, welcher eine Abweichung von den 
Regelungen des Art. 6 BayBO durch einen Bebauungsplan ermöglicht, wird explizit kein Gebrauch 
gemacht. 

B.2.7 Nebenanlagen 

Festsetzung bisher  

 Zeichnerische Festsetzung für Flächen entsprechend § 19 Abs. 4 Satz 1 und 3 BauNVO 

 Flächen für Garagen innerhalb der Baugrenzen 

Festsetzung Änderung  

 Zeichnerische Festsetzung für Flächen für Nebenanlagen 
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Zulässig sind innerhalb dieser Flächen: Garagen, Carports und sonstige Nebenanlagen, 
dauerhafte Lagerplätze, Container-Stellplätze und Ähnliches sowie Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (z.B. Keller, 
Tiefgaragen und Ähnliches) 

Begründung  

Aufgrund ihrer Größe und der damit verbundenen städtebaulichen Wirkung sind Nebenanlagen 
nur innerhalb der vorgesehenen Flächen für Nebenanlagen zulässig.  Im Zuge der Erweiterung des 
Bestandsgebäudes ist es notwendig die Fläche für Nebenanlagen in der Lage neu zu definieren. 

Innerhalb der festgesetzten Umgrenzung für Nebenanlagen sind Garagen, Carports und sonstige 
Nebenanlagen zulässig. Dadurch wird sichergestellt, dass die für die Nutzung des Grundstücks 
erforderlichen Nebenanlagen in räumlich geordneter Form errichtet werden können. Ebenso sind 
dauerhafte Lagerplätze, Container-Stellplätze und vergleichbare Anlagen zulässig. Diese 
Einrichtungen dienen dem betrieblichen Ablauf und der ordnungsgemäßen Nutzung des 
Grundstücks und sollen daher innerhalb der hierfür vorgesehenen Flächen konzentriert werden. 
Darüber hinaus sind Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche zulässig, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, wie beispielsweise Keller, Tiefgaragen oder 
vergleichbare bauliche Anlagen. Hierdurch wird eine effiziente Nutzung des Grundstücks 
ermöglicht, ohne zusätzliche oberirdische Flächen in Anspruch zu nehmen. Gleichzeitig können 
Freiflächen erhalten und die Versiegelung des Grundstücks auf das erforderliche Maß beschränkt 
werden.  

Die Bündelung dieser Nutzungen innerhalb der festgesetzten Umgrenzung dient insgesamt einer 
geordneten Grundstücksentwicklung sowie der Freihaltung zusammenhängender Freiflächen für 
eine angemessene Gestaltung des Grundstücks. 

B.2.8 Dächer 

Festsetzung bisher  

 Als Dachformen für Haupt- und Nebengebäude sind Sattel-, Bogen- und Zeltdächer zulässig 

 Als Dacheindeckung sind Ziegel- und Betonpfannen, Folien und Membrandächer in rot bis 
rotbraunen und grauen Farbtönen zulässig. Eindeckungen aus Metall, sind nur aus Edelstahl 
oder als verzinnte Dächer uneingeschränkt zulässig 

 Eindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei sind in der Fläche möglichst gering zu halten 
(insgesamt max. 500 m² je 1000 m Uferabschnitt des betroffenen Einleitgewässers) 

 Für die Einleitungen des Regenabflusses von kupfer-, zink- oder bleigedeckten Dachflächen 
über 500 m² bedarf es einer ausreichenden Vorbehandlung entsprechend ATV-DVWK-M 153 

 Dachflächenfenster einzeln und in Gruppen sowie Lichtfirste sind zulässig und sind bei 
Verwendung von Solaranlagen mit diesen harmonisch proportioniert zu kombinieren. 

Festsetzung Änderung  

 Dachflächen größer 50 m² sind ausschließlich als Satteldächer zu mit einem Neigungswinkel 
von 18° bis 25° zulässig. Der First des Hauptgebäudes ist parallel der längeren Seite des 
Hauptbaukörpers auszurichten. Dachflächen ab einer Wandhöhe von 549m ü. NHN sind 
profilgleich wie das Dach des Hauptgebäudes zu errichten. 
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 Ein untergeordnetes Gebäude oder Gebäudeteil ist mit Flachdach, flach geneigtem Dach 
zulässig, Walmdach und Zeltdach, wenn die Grundfläche des untergeordneten Gebäudes oder 
Gebäudeteils ein Drittel der Grundfläche des Hauptgebäudes nicht überschreitet 

 Regelungen zu Antennen- und Satellitenanlagen  

 Festsetzungen zur Dacheindeckung in Material und Farbe 

 Festsetzungen zu zulässigen Flachdächern 

Begründung  

Dachform 

Entsprechend der lokalen Bautradition und dem umliegenden Bestand sind Gebäude mit 
Satteldach und einer Dachneigung zwischen 18° und 25° zu errichten. Dies gilt nicht für Dächer 
kleiner 50 m², da diese im Gewerbegebiet städtebaulich untergeordnet sind. So können 
Vorsprünge, Vordächer etc. auch mit anderen, für diese kleinen Flächen zweckmäßigeren, 
Dachformen ausgeführt werden. 

Abweichend davon ist ein, dem Hauptgebäude in Höhe und Grundfläche untergeordnetes, 
Gebäude oder Gebäudeteil mit Flachdach, flach geneigtes Dach, Walmdach und Zeltdach zulässig.  

Als untergeordnete Gebäude werden im Rahmen dieses Bebauungsplans solche Gebäude 
definiert, die eine Grundfläche von maximal einem Drittel der Grundfläche des Hauptgebäudes 
aufweisen. Hierdurch soll ein größerer Gestaltungsspielraum bei der Realisierung ermöglicht 
werden.  

Ab einer Wandhöhe von 549 m ü. NHN sind die Dachflächen jedoch profilgleich zum Dach des 
Hauptgebäudes auszubilden. Hintergrund dieser Festsetzung ist, dass Dachflächen in höher 
gelegenen Bereichen verstärkt in Erscheinung treten und bei einer abweichenden Dachform eine 
Konkurrenz zum Hauptdach entstehen könnte. Durch die profilgleiche Ausbildung werden die 
städtebaulichen Zielsetzungen hinsichtlich einer geordneten Dachlandschaft und einer 
verträglichen Einbindung der Gebäude in das Ortsbild unterstützt. 

Die textliche Festsetzung, dass der First des Hauptbaukörpers parallel zur längeren Seite des 
Hauptbaukörpers auszurichten ist, dient einer ansprechenden, der regionaltypischen Bauweise 
entsprechenden Baugestaltung. 

Dacheindeckung 

Entsprechend der umgebenden Bebauung und aufgrund der regionalen Bautradition sind als 
Dachdeckung bei Satteldächern nur Dachziegel oder Dachsteine sowie Blechdächer zulässig. 

Die Dacheindeckung bei Satteldächern ist nur in den Farbtönen rot, braun oder anthrazit sowie 
daraus sich ergebenden Mischtönen zulässig. Es dürfen nur matte Dacheindeckungen verwendet 
werden, um die Blendwirkung zu minimieren. Die Verwendung von Kupferblech ist aufgrund 
seiner natürlichen Farbveränderung im Laufe der Zeit zulässig. Auch im Hinblick auf Solaranlagen 
ist unter Abwägung deren technischer Funktion eine eventuelle Blendwirkung tolerierbar. 

Die nach § 8 Abs. 2 zulässigen Flachdächer sind als Gründächer auszubilden und dauerhaft zu 
begrünen. Hierfür ist eine durchwurzelbare Substratschicht von mindestens 10 cm Stärke 
aufzubringen. Die Festsetzung dient der Verbesserung des Kleinklimas, der Rückhaltung und 
verzögerten Ableitung von Niederschlagswasser sowie der Förderung der biologischen Vielfalt.  
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Um gerade bei Vordächern, Vorsprüngen, Erkern etc. eine für diese kleinen und städtebaulich 
untergeordneten Flächen sinnvolle Dachdeckung zu ermöglichen, gelten für diese Flächen unter 
50 m² die Festsetzungen zur Dacheindeckung nicht. 

Dachaufbauten 

Zugunsten einer homogenen, ruhigen und attraktiven Dachlandschaft werden detaillierte 
Festsetzungen für Dachaufbauten und technischen Anlagen auf den Dächern getroffen, ohne 
dabei Dachaufbauten grundsätzlich auszuschließen oder zu verunmöglichen. 

Dachaufbauten wie technische Anlagen, Kamine, Entlüftungen, Dachausstiege sowie Antennen- 
und Satellitenempfangsanlagen sind nur bis zu einer Grundfläche von insgesamt maximal 30 % 
der jeweiligen Dachfläche zulässig. Durch diese Begrenzung wird sichergestellt, dass 
Dachaufbauten nur in dem für die Funktionsfähigkeit des Gebäudes erforderlichen Umfang 
zulässig sind und die Dachlandschaft insgesamt nicht übermäßig technisch überprägt wird. 

Ihr höchster Punkt darf maximal 3,0 m über der realisierten Dachfläche liegen, jedoch höchstens 
bis zur Höhe des festgesetzten obersten Gebäudepunkts. Diese Höhenbegrenzung dient der 
Einbindung der Dachaufbauten in die Gesamtkubatur des Gebäudes und verhindert eine 
übermäßige visuelle Dominanz einzelner technischer Elemente im städtebaulichen 
Erscheinungsbild. 

Dachaufbauten sind unabhängig von ihrer Höhe um das Maß ihrer eigenen Höhe von der 
Gebäudeaußenkante zurückzusetzen. Diese Rückversetzung gewährleistet, dass Dachaufbauten 
aus dem Straßen- und Landschaftsraum möglichst wenig in Erscheinung treten und die Wirkung 
der Gebäudeaußenkante als prägendes Gestaltungselement erhalten bleibt. 

B.2.9 Solaranlagen und Photovoltaikanlagen 

Unter Einhaltung von gewissen Rahmenbedingungen sollen sich die Anlagen für Solarenergie dem 
Gebäude und dem Dach möglichst unterordnen, um weiterhin ein möglichst homogenes 
Erscheinungsbild und eine ansprechende Dachlandschaft zu gewährleisten.  

Dementsprechend sind diese ausschließlich im Neigungswinkel der Dachhaut oder integriert in 
die Fassade sowie als Balkonkraftwerk zulässig. Sie sind als gleichmäßige, rechteckige Flächen zu 
errichten. Ein Abstand zur Dachhaut ist nur im Rahmen des konstruktiv Notwendigen zulässig.  

Bei der Realisierung von Flachdächern sind Photovoltaikanlagen, um das Maß ihrer Höhe über der 
Attika, jedoch mindestens um 1 m von den Dachkanten zurückzusetzen und mit einer 
Dachbegrünung (Beachtung der Mindestanforderungen) zu kombinieren. Durch das Zurücktreten 
von der Attikaaußenkante wird die Wahrnehmbarkeit aus Fußgängerebene minimiert. 

Gebäudeunabhängige Solar- und Photovoltaikanlagen sind ausgeschlossen, da die nicht bebauten 
Bereiche in den Baugebieten möglichst freigehalten werden sollen. Auch Flächenkonkurrenzen 
mit anderen Anlagen sollen ausgeschlossen werden. 

B.2.10 Werbeanlagen 

In Abwägung der Nutzungsansprüche mit den Belangen des Ortsbildes, sind gewisse 
Einschränkungen für Werbeanlagen zu beachten.  

Werbeanlagen sind im Allgemeinen nur in Form von Firmenlogos und Firmennamen und nur als 
Hinweis auf eine am Ort angebotene Leistung bzw. Nutzung zulässig. Dadurch wird sichergestellt, 
dass die Werbeanlagen einen unmittelbaren räumlichen Bezug zum jeweiligen Betrieb aufweisen 
und keine standortunabhängige Fremdwerbung entsteht. 
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Um negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sowie auf die umliegende Fauna 
und um Störungen (Blendungen oder Ablenkungen) des Straßenverkehrs auf der Kreisstraße RO 
5 auszuschließen, ist Lichtwerbung nur in konstanter Lichtgebung und in blendfreier Anordnung 
zulässig. Aus diesem Grund sind auch Werbeanlagen in Form von laufenden Schriften, Blink- und 
Wechselbeleuchtung, Wechselwerbung (Light-Boards, Videowände) bzw. sich bewegende 
Werbeanlagen sowie Himmelsstrahler, Lichtprojektionen u.Ä. nicht zulässig. 

Um sicherzustellen, dass sich die Werbeanlagen den Gebäuden oder baulichen Anlagen 
unterordnen, sind Werbeanlagen oberhalb der realisierten Wandhöhen unzulässig. 

Je angefangenen 300 m² realisierter Geschossfläche sind zudem begrenzt zulässig: bis zu drei 
Werbeanlagen an Haupt- oder Nebengebäuden mit jeweils bis zu 6 m² Fläche sowie bis zu zwei 
freistehende Werbeanlagen mit jeweils bis zu 3,5 m² Fläche und einer maximalen Höhe von 2,0 
m über geplantem Gelände. Diese Staffelung gewährleistet eine angemessene Dimensionierung 
der Werbeanlagen in Relation zur Gebäudekubatur und verhindert eine Überfrachtung der 
Außenräume, während gleichzeitig eine ausreichende Werbemöglichkeit für die gewerbliche 
Nutzung erhalten bleibt. 

B.3 Erschließung und Infrastruktur 
Verkehrliche Erschließung 

Die Erschließungssituation wird durch die hier gegenständliche Änderung nicht geändert. Die 
angrenzende Straße Daxa ist als öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Über diese erfolgt 
die Erschließung des Grundstücks.  

Durch die hier gegenständliche 2. Änderung ist von keiner Zunahme des Verkehrsaufkommens zu 
rechnen. Das Verkehrsaufkommen kann weiterhin über die bestehenden Straßen aufgenommen 
werden. 

Stellplätze 

Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Frasdorf in der jeweils aktuellen Fassung. Sämtliche 
notwendigen Stellplätze inkl. der Besucherstellplätze sind auf dem Baugrundstück nachzuweisen. 

Technische Infrastruktur 

Die entsprechenden Medien Strom, Telekommunikation, Frischwasser und Abwasser liegen am 
bestehenden Gebäude bzw. in den angrenzenden Siedlungsgebieten bereits vor.  

Anbauverbotszone 

Entlang der Kreisstraße RO 5 im Süden ist eine Anbauverbotszone von ca. 10 m ab dem 
derzeitigen Fahrbahnrand nach Art. 23 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 
zu berücksichtigen.  

B.4 Versickerung und Entwässerung 

Versickerung und Niederschlagwasserableitung 

Das anfallende Niederschlagswasser wird auf den Nachbargrundstücken und im Planungsgebiet 
heute bereits versickert. Somit ist davon auszugehen, dass die Versickerung auch auf dem Pla-
nungsgebiet voraussichtlich möglich ist.  
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Grundsätzlich ist eine dezentrale Versickerung des Niederschlagswassers sinnvoll. Um den natür-
lichen Wasserkreislauf möglichst wenig zu beeinflussen, ist als primäre Lösung eine ortsnahe, flä-
chenhafte Versickerung über eine geeignete Oberbodenschicht anzustreben. Ist eine Flächen-
versickerung nicht möglich, so ist einer linienförmigen, unterirdischen Versickerung über (Mul-
den-) Rigolen der Vorzug vor einer punktuellen Versickerung über Sickerschächte zu geben. Ziel 
ist eine möglichst naturnahe Versickerung über alle Bodenschichten, um die Funktion des Bodens 
als Klimapuffer und Wasserspeicher aufrecht zu erhalten.  
Bei der Versickerung in das Grundwasser sind die Vorgaben der "Technischen Regeln zum schad-
losen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser" (TRENGW) einzuhal-
ten. Soll von diesen abgewichen werden, ist ein entsprechendes Wasserrechtsverfahren durchzu-
führen.  
Das Arbeitsblatt DWA-A 138-1 „Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser – Teil 1: Pla-
nung, Bau, Betrieb“ ist zu beachten.   
Im Rahmen des Bauvollzuges und der zugehörigen Entwässerungsplanung ist eigenverantwortlich 
zu prüfen, ob die NWFreiV angewendet werden darf. Darf diese nicht angewendet werden, ist für 
die Niederschlagswassereinleitung eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich und beim LRA Ro-
senheim-Wasserrecht zu beantragen.  
Im Rahmen der Geländemodellierung ist darauf zu achten, dass durch die Baumaßnahmen die 
Situation hinsichtlich des wild abfließenden Oberflächenwassers nicht negativ beeinflusst wird. 
Um nachbarrechtliche Belange zu schützen, ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, 
dass Niederschlagswasser vom Baugrundstück nicht auf die Straßenverkehrsfläche oder die Nach-
bargrundstücke gelangt. Der § 37 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist entsprechend zu berücksich-
tigen. Bei Starkregenereignissen ist auch bei unveränderter Geländesituation bereits ein nicht zu 
vernachlässigender Oberflächenabfluss zu erwarten.  
Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so herzustellen bzw. zu unterhalten, dass der 
Wasserabfluss dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abflusshindernissen freizuhalten. 
Überbauen oder Verfüllen, Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von Gegenständen, welche 
den Zu- und Abfluss behindern oder fortgeschwemmt werden können, sind unzulässig. Für die 
Versickerung vorgesehene Flächen sind vor Verdichtung zu schützen. Deshalb sind die Ablagerung 
von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen bereits während der Bauzeit 
nicht zulässig.  
Um der Versiegelung des Bodens entgegenzuwirken, ist festgesetzt befestigte Flächen durchläs-
sig, z.B. mit Schotterrasen, Rasengittersteinen o.Ä. auszuführen.  

B.5 Artenschutzrechtliche Belange 
Um die Auswirkungen künstlicher Beleuchtung auf Tier- und Pflanzenarten möglichst zu 
minimieren, sind im Bereich der Verkehrsflächen sowie der privaten Baugrundstücke bei der 
Beleuchtung von Straßen, Wegen und Stellplätzen ausschließlich UV-arme Leuchtmittel (z. B. LED-
Leuchtkörper oder Natriumdampflampen) einzusetzen. Darüber hinaus sind Kugelleuchten und 
Beleuchtungseinrichtungen mit ungerichtetem, frei strahlendem Beleuchtungsbereich 
unzulässig. Stattdessen sind Beleuchtungseinrichtungen mit einem Hauptabstrahlwinkel von 
unter 70° oder Leuchten mit gezielter Lichtlenkung, beispielsweise durch doppeltasymmetrische 
Reflektorkörper oder Blenden, zu verwenden. 

Die Verwendung UV-armer Leuchtmittel reduziert die Anlockwirkung künstlicher Lichtquellen auf 
Insekten und andere nachtaktive Tierarten, da insbesondere UV-Anteile des Lichts von vielen 
Arten wahrgenommen werden und zu Fehlorientierungen führen können. Der Ausschluss von 
Kugelleuchten und frei abstrahlenden Beleuchtungseinrichtungen sowie die Vorgabe eines 
Hauptabstrahlwinkels von unter 70° dienen der Begrenzung von Streulicht und der Konzentration 
des Lichts auf die tatsächlich zu beleuchtenden Flächen. Hierdurch werden Lichtemissionen in 
angrenzende Lebensräume sowie die Aufhellung des Nachthimmels reduziert. Die Festsetzung 
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trägt somit dazu bei, Beeinträchtigungen lichtempfindlicher Tierarten und ihrer Lebensräume zu 
vermeiden und die Auswirkungen der Beleuchtung auf den Naturhaushalt auf das erforderliche 
Maß zu beschränken. 

B.6 Alle übrigen Festsetzungen des Ur-Bebauungsplans 
Im Rahmen der hier gegenständlichen 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet 
Frasdorf-Daxa“ werden innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs die Festsetzungen Text 1, 2, 
3.10 und 4 des Ur-Bebauungsplans sowie sämtliche Festsetzungen durch Planzeichen 
vollumfänglich ersetzt. Alle übrigen Festsetzungen gelten unverändert, auch innerhalb des 
Änderungsbereichs, weiter und sind zu beachten. 

B.7 Klimaschutz 
Im Rahmen der 2. Änderung werden gegenüber dem Ur-Bebauungsplan keine weiteren 
Festsetzungen getroffen, die dem Klimawandel wesentlich Rechnung tragen. 

Durch die Nutzungsintensivierung einer bereits überbauten Fläche im Rahmen der 
Nachverdichtung, wird der Versiegelung neuer, heute natürlicher (bzw. landwirtschaftlicher) 
Flächen in der freien Landschaft vorgebeugt. Auch wird so kein neuer Erschließungsaufwand 
notwendig, da die Flächen an einer bereits bestehenden Erschließung anliegen.   

Somit werden im Rahmen der Änderung Maßnahmen vorbereitet, die dem Klimawandel 
entgegenwirken. 

B.8 Wesentliche Auswirkungen der Planung 
Zusammenfassend können die Auswirkungen der Planung wie folgt beschrieben werden: 

 Erhöhung der möglichen Überbauung der Flächen innerhalb eines bereits bebauten Bereichs 

 Anpassung der Baugrenzen  

 Sicherstellung einer ortsüblichen, ländlichen Gestaltung 

B.9 Flächenbilanz 
 

B.10 Umweltbericht 
Die hier gegenständliche 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa“ wird 
im Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a BauGB durchgeführt. Somit wird gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr.1 i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 

Flächenbezeichnung Fläche ca. Anteil an der  
Gesamtfläche ca. 

Nettobauland (maßgebliche Baugrundstücke) 1.026m² 95 % 

Öffentliche Straßenverkehrsflächen 56 m² 5 % 

Bruttobauland (Planungsgebiet) 1.082m² 100 % 

Kleinere Abweichungen bei den Flächengrößen und prozentualen Angaben entstehen durch Rundung der Werte. 
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welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von einer 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

B.11 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
Bei der hier gegenständlichen 2. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Frasdorf-Daxa“ 
handelt es sich um eine Bebauungsplanänderung im Verfahren der Innenentwicklung nach § 13a 
BauGB. In diesem Rahmen zu erwartende Eingriffe gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB im Sinne 
des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig. Somit 
entsteht kein weiteres Ausgleichserfordernis. 

Durch die Festsetzung einer Fläche für Nebenanlagen im östlichen Grundstücksbereich wird ein 
Teil der im Ursprungsbebauungsplan festgesetzten Ortsrandeingrünung überplant. Die 
Inanspruchnahme beschränkt sich jedoch auf eine Fläche von lediglich ca. 36 m². 

Die Überplanung dieses Teilbereichs ist städtebaulich und landschaftsplanerisch vertretbar. Seit 
der Aufstellung des Ursprungsbebauungsplans wurden die östlich angrenzenden Flächen im 
Rahmen eines weiteren Bebauungsplans entwickelt. In diesem Zusammenhang entstand 
unmittelbar angrenzend ein Retentionsbereich mit einer Größe von ca. 150 m², der dauerhaft von 
Bebauung freigehalten wird. Die ursprüngliche Funktion der Ortsrandeingrünung als Übergang 
zur freien Landschaft hat sich dadurch verändert und besitzt an dieser Stelle nur noch eine 
untergeordnete Bedeutung. Aufgrund des geringen Flächenumfangs der Überplanung sowie der 
weiterhin vorhandenen Freiflächen im Umfeld sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf das Orts- und Landschaftsbild zu erwarten. 

B.12 Artenschutzrechtliche Belange 
Durch die hier gegenständliche Bebauungsplanänderung kommt es gegenüber dem Ur-
Bebauungsplan sowie dessen bisherigen Änderungen nicht zu wesentlich intensiveren Eingriffen 
in den Vegetationsbestand. 

Die bestehende Vegetation im Änderungsumgriff, wie auch dessen Größe und 
Nutzungsintensität, lässt nicht auf eine besondere Wahrscheinlichkeit des Vorkommens 
geschützter Arten schließen.  

Dennoch wird im Zusammenhang mit sämtlichen Eingriffen auf die in § 44 BNatSchG 
(Bundesnaturschutzgesetz) verankerten Vorschriften für besonders geschützte und bestimmte 
andere Tier- und Pflanzenarten hingewiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, geschützte 
Arten zu stören, zu verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. 

Diese Regelung ist bereits im Ur-Bebauungsplan und auch weiterhin zu beachten. 

Im Rahmen der Bauausführung ist sicherzustellen, dass die Bauvorhaben, weder durch deren 
Errichtung noch durch deren späteren Bestand, den Regelungen des § 44 BNatSchG 
zuwiderhandeln. Dies ist besonders im Hinblick auf Baumfällungen, Gehölzentfernungen oder 
Abriss-, Sanierungs- sowie Umbauarbeiten von Gebäuden und deren Zeitpunkt zu beachten. 
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C Ausfertigung 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom …………………wurde der Bebauungsplan ………………… in der 
Fassung vom ………………… gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

…………………, den …………………. 

        (Siegel) 

................................................................. 
Daniel Mair, Erster Bürgermeister 


